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13. Förderverfahren Barrierefreiheit als Blaupause 
 
Die Staatskanzlei hat von 2019 bis 2023 187 investive, nicht-
investive und digitale Vorhaben mit insgesamt rund 12 Mio. € 
aus dem Fonds für Barrierefreiheit gefördert. Davon waren 148 
investive Maßnahmen für Bauvorhaben zur Herstellung von Bar
rierefreiheit. 
 
Das Förderprogramm wurde engagiert, verantwortungsvoll und 
kritisch und damit korrekt abgewickelt. 
 
Die Staatskanzlei ist der Verantwortung, die Finanzmittel wirt
schaftlich und nachhaltig einzusetzen, nachgekommen.  
 
Vorangegangene Prüfungen zeigen, dass das in anderen Förder
bereichen in den geprüften Ministerien nicht immer der Fall war. 
 

13.1 Ausgangslage  
 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hatte am 13.12.2006 
das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung“, die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) 
angenommen. Das Ratifikationsgesetz1, das die UN-BRK in Deutschland 
umsetzt, wurde im Dezember 2008 von Bundestag und Bundesrat verab
schiedet und ist am 01.01.2009 in Kraft getreten. Seit 26.03.2009 ist die 
UN-BRK für Deutschland verbindlich. 
 
Mit dem bereits 2018 mit einem Finanzvolumen von 10 Mio. € einge-
richteten Fonds für Barrierefreiheit und dem Förderprogramm „Fonds für 
Barrierefreiheit gemäß UN-Behindertenkonvention“ hat die Staatskanzlei 
ein Umsetzungsinstrument für die UN-BRK geschaffen, mit dem sie inno
vative Ansätze zur Barrierefreiheit unterstützt. 
 
Aus dem Fonds gefördert werden inklusive Vorhaben, die modellhaften 
Anschubcharakter haben und auf vollständige Nutzungsketten2 wie auf 
Nachhaltigkeit abzielen. 

  

                                                      
1  Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13.12.2006 über die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 
13.12.2006 zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, BGBl. II 2008 S. 1419. 

2  Vollständige und barrierefreie Nutzungsketten nehmen den Sozial- und Bewegungsraum 
als Ganzes in den Blick. 
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2019 bis 2023 konnten bereits insgesamt 187 Maßnahmen, davon 148 
investive (bauliche), sowie im Übrigen nichtinvestive Projekte zur Bewusst-
seinsbildung und digitale Vorhaben mit insgesamt rund 12 Mio. € in ganz 
Schleswig-Holstein gefördert werden. Gefördert wurden etwa Umbauten, 
Modernisierungen oder Sanierungen von öffentlich zugänglichen Gebäu
den, barrierefreie Spielplätze in inklusiven Sozialräumen der Kommunen 
oder auch die Umgestaltung zu barrierefreien Websites von Arztpraxen. 
 
Der Fonds wurde in den vergangenen Jahren um 1,2 Mio. € für investive 
Vorhaben, um weitere 5 Mio. € aus Corona-Notkrediten für die Förderung 
von inklusiven Sozialräumen in Kommunen, die im Umfang von 4,1 Mio. € 
verausgabt wurden, sowie erneut um weitere 5 Mio. € für Bauvorhaben zur 
Herstellung von Barrierefreiheit aufgestockt.  
 
2024 wurde die Förderrichtlinie aktualisiert. Bei der Förderung investiver 
Maßnahmen wurde neben den Kommunen Dritten ein Vorrang einge
räumt, da diese bislang kaum Fördermittel erhalten hatten. Sie gilt bis 
31.12.2026. 
 
Die Staatskanzlei führt die Förderung mit eigenem Personal ohne Ein-
schaltung der Investitionsbank Schleswig-Holstein durch. 
 

13.2 Das Ergebnis der Prüfung war erfreulich 
 
Von 2019 bis 2023 wurden 148 bauliche Maßnahmen gefördert. Es wurde 
geprüft, welche Maßnahmen baulicher Art gefördert und wie die Förderung 
anhand der Richtlinie1 abgearbeitet und dokumentiert wurde. 
 
Der LRH hat die E-Akten einzelner Fördermaßnahmen ausgewertet. Dabei 
konnte er sich anhand einer übersichtlichen Aufstellung der einzelnen För
dervorgänge für jedes Jahr orientieren. 
 
Die E-Akten waren nachvollziehbar gegliedert. Die Vorgänge fanden sich 
dort, wo man sie laut Gliederung vermutete. Alle Vorgänge aus der zur 
Verfügung gestellten Aufstellung, nach denen gesucht wurde, waren abge
legt und ließen sich unproblematisch finden. 
 

  

                                                      
1  Richtlinie „Fonds für Barrierefreiheit“ zur Förderung der Barrierefreiheit gemäß 

UN-Behindertenkonvention vom 01.12.2022, Amtsbl. Schl.-H. 2022, S. 1733, geändert 
durch die Richtlinie „Fonds für Barrierefreiheit“ zur Förderung der Barrierefreiheit gemäß 
UN-Behindertenkonvention vom 01.11.2023, Amtsbl. Schl.-H. 2023, S. 2622. 
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Die Dokumentation der Förderverfahren war vollständig und der zeitlichen 
Reihenfolge des Förderverfahrens nach abgelegt. Von der ersten Kontakt
aufnahme oder Beratung bis zur Auswertung des Verwendungsnach-
weises waren alle erforderlichen Zwischenschritte dokumentiert und in der 
Akte vorhanden. 
 
Die Bearbeitung der Anträge war in jedem betrachteten Fall nachvollzieh
bar. Die Anträge wurden hinterfragt, fehlende Informationen nachgefordert 
und nach Eingang bewertet. Im Zweifel wurde nachgefragt oder beraten. 
Die für die jeweiligen Förderbereiche fachlich zuständigen Ministe
rien - z. B. bei Maßnahmen in Schulen das Ministerium für Allgemeine und 
Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bildungsministe-
rium) - wurden eingebunden und um ihre fachliche Einschätzung gebeten. 
Nachfragen der Ministerien wurde nachgegangen, Antragsteller beteiligt. 
Die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR (GMSH) wurde bei 
Bedarf regelmäßig eingeschaltet. Nachfragen der GMSH wurden an die 
Antragsteller gegeben und abgeklärt. Antworten der Antragsteller wurden 
wiederum der GMSH zur Verfügung gestellt. 
 
Die Förderbescheide waren nachvollziehbar begründet. Ergab die Prüfung 
der Staatskanzlei oder der GMSH keine Förderfähigkeit nach der Richt-
linie, wurden Anträge abgelehnt. 
 
Die Verwendungsnachweise wurden nachvollziehbar auf Vollständigkeit 
und Plausibilität geprüft. Gegebenenfalls wurden Unterlagen oder Aus
künfte nachgefordert. Es wurden auch Mittel zurückgefordert. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das Förderprogramm engagiert, 
verantwortungsvoll und kritisch, alles in allem korrekt abgewickelt wurde. 
Ansatzpunkte für Verbesserungen oder Kritik an der Vorgehensweise sind 
nicht zu erkennen. Allenfalls wäre anzumerken, dass die Richtlinie für mit 
Verwaltungsangelegenheiten nicht vertraute Antragsteller eine Herausfor
derung darstellt und somit zu sehr arbeitsintensiven Beratungen seitens 
der Staatskanzlei führte. Hier sollte bei einer weiteren Verlängerung des 
Förderzeitraums über 2026 hinaus darauf geachtet werden, dass auch 
nicht verwaltungserfahrene Antragsteller die einzelnen Verfahrensschritte 
nachvollziehen und insbesondere die Antragstellung ohne großen Bera
tungsaufwand erfolgreich abschließen können. 
 
Die Staatskanzlei hat sich erfreut gezeigt hinsichtlich der positiven Fest
stellungen. 
 

  



121 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

13.3 Fazit 
 
Die aktuelle Prüfung der Förderung von Maßnahmen der Barrierefreiheit 
zeigt, dass die Forderungen des LRH, Finanzmittel wirtschaftlich und 
nachhaltig einzusetzen, geförderte Maßnahmen aktiv zu begleiten, den 
Mittelabfluss zu überwachen und den antragsentsprechenden Mitteleinsatz 
zu kontrollieren, erfolgreich umgesetzt werden kann.  
 
Dies war in der Vergangenheit nicht immer der Fall. Der LRH hatte 20191 
und 20222 in einer Nachschau die Förderung der Kommunen nach dem 
Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen 
(Kommunalinvestitionsförderungsgesetz - KInvFG)3 geprüft.  
 
Es zeigte sich, dass in den geprüften Ministerien bei der Vergabe der För
dermittel im Vordergrund stand, Bundesmittel an die Kommunen auszu
zahlen. Die Einhaltung der selbst erstellten Verfahrensvorschriften eines 
Förderverfahrens, bei denen es um die Sicherstellung der zweckent-
sprechenden und wirtschaftlichen Verwendung der Steuermittel geht, trat 
offensichtlich in den Hintergrund. 
 
Die Vergabe von Finanzhilfen und Zuwendungen nimmt das Land in die 
Verantwortung, die Finanzmittel wirtschaftlich und nachhaltig einzusetzen, 
gleich ob die zur Verfügung gestellten Mittel aus dem Bundeshaushalt 
oder von der EU stammen. Hierzu zählt, geförderte Maßnahmen aktiv zu 
begleiten, den Mittelabfluss zu überwachen und insbesondere den 
antragsentsprechenden Mitteleinsatz zu kontrollieren. 
 

  

                                                      
1  Bemerkungen 2021 des LRH, Nr. 10. 
2  Bemerkungen 2023 des LRH, Nr. 9. 
3  „Gesetz zur Förderung von Investitionen finanzschwacher Kommunen (Kommunalinvesti

tionsförderungsgesetz - KInvFG)“ vom 24.06.2015, BGBl. I 2015 S. 974, 975, zuletzt 
geändert durch Art. 2b des Gesetzes vom 15.04.2020, BGBl. I 2020 S. 811. 
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